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Laudtags⸗Verhandlungen. 
Abgeordnetenhaus. 
39. Sitzung vom 18. Januar. 


Präſident v. Köller eröffnet die Sitzung 


um 11/8 Uhr. 


Am Miniſtertiſche: Graf zu Eulenburg mit 


mehreren Kommiſſarien. 
Tagesordnung: 


Erſte Berathung des Geſetzentwurfs betreffend 
die Vereinigung der Landgemeinde Oberbonsfeld 
mit der Stadtgemeinde Langenberg, ſowie der Land⸗ 
gemeinden Oberſtippel und Unterſtippel und des fis- 

kalktiſchen Forſtbezirks Oberförſterei Burghaun, Kret⸗ 


ſes Hersfeld, mit dem Kreiſe Hünfeld. 

Abg. Dr. Schultz Bochum) bedauert zu⸗ 
nüchſt, daß die weiteren Vertreter des betreffenden 
Kreiſes, Dr. Löwe und Berger, durch Krankheit 
am Erſcheinen behindert find, und giebt dann einen 
Ueberblick über die bisherigen Strömungen und 
Gegenftrömungen, die in dortiger Gegend für und 
gegen die Fuſion der genannten Gemeinden bervor- 
Der Vereinigung ſtänden prinzipielle 
und formelle Bedenken entgegen. Es hondele ſich 


darum, etwa 1000 Landbewohner mit 5000 ftäd- 


tiſchen Bewohnern zu vereinigen. Das Reſultat 
vieſer Vereinigung jet nichts als das Majoriſiren 
der ländlichen Bewohner durch die ſtädtiſchen, letz- 
tere würden ſelbſtverſtändlich ihre hohen Kommu- 
nallaſten den Oberbonsfeldern mit aufbürden, wo⸗ 
durch dieſe noch weiterer Verarmung entgegengeführt 
würden. Ein tief einſchneidendes Hinderniß, wel- 


ſich der Annektion entgegenſtellt, jet die Rechts; 
hie 


2. 


einen Theile herrſche das allgemeine Land⸗ 
f „in dem anderen der Code Napoleon, und 
ſelbſt die eifrigſten Annexions anhänger erklären es 
für unzuläſſig. die Grenze jetzt jo zu verlegen, 
wie es beabſichtigt ſei. Es würden alſo mehr als 
1000 Bewohner jener Gegend vergewaltigt und 
deshalb bitte er, den Geſetzentwurf abzulehnen. 
Abg. Kauffmann Halt es nicht für an⸗ 
gemeſſen, in dieſem Falle von „Annexion“ zu ſpre⸗ 
chen, es jet eine einfache Vereinigung aus Zweck⸗ 
mäßigkeitsrückſichten, die für beide Theile von Vor⸗ 
theil iſt. Die Vereinigung von Oberbonsfeld und 
Langenberg habe keinen anderen Charakter als die 
Zuſammenlegungen einzelner Bezirke und Gemein- 
den in den Kreiſen Hersfeld und Hünfeld. Je⸗ 
denfalls würden ſich Vortheile und Nachtheile kom- 
penſiren, wenn von letzteren überhaupt die Rede 
ſein könne. 

Abg. Frhr. v. Wendt bemerlt zuvoörderſt, 
daß der weſtfaliſche Provinzlallandtag ſich mit allen 
gegen drei Stimmen gegen dieſe Vereinigung er- 
klärt habe. Schon hieraus erhelle deutlich, wie 
nachtheilig dieſe Vereinigung in Weſtfalen ange- 
ſehen werde. Beide Gemeinden, Stadt und Land, 
Berg und Mark, ſtänden auf einem ganz hetero- 
genen Standpunkt, ihre beiderfeitigen Intereſſen 
würden ſich immer zuwiderlaufen. Die Stadt Lan- 
genberg, auf Bergiſcher Seite liegend, habe ledig⸗ 
lich finanzielle Gründe für die Vereinigung mit 
Oberbonsfeld, woraus hervorgehe, daß mit der 
Vereinigung das kleine märkiſche Oberbonsfeld ver- 
gewaltigt werde. Redner beantragt die Verweiſung 
der Vorlage an die Gemeindekommiſſion. 

Abg. Strlecker hält die Vereinigung der 
genannten Gemeinden und Kreiſe im Intereſſe bei- 
Redner beſtreitet, daß es ſich um eine 
Vergewaltigung der Minorität handle, Oberbons- 
feld genieße ſchon jetzt die Vorthelle der Langen 
berger Inſtitute. Auf die Proteſte ſei gar nichts 
iu geben, man wiſſe ja, wie Unterſchriften beſchafft 
würden. ra 
Die Diskuſſton wird geſchloſſen. 
Der Antrag auf kommiſſariſche Berathung wird 
abgelehnt und zweite Berathung im Plenum des 
Hauſes beſchloſſen. 

II. Zweite Berathung des Geſetzentwurfs zur 
Abänderung und Ergänzung des Geſetzes vom 
18. März 1868 betreffend die Errichtung öffent- 
licher, ausſchließlich zu benutzender Schlacht- 
häuſer. 


Abg. Labes berichtet zunächſt über die zu 


dem Geſetzentwurfe vorliegenden Petitionen, dar⸗ 
unter auch über die Petition der Berliner Vieh- 
dof-Akttengeſellſchaft, welche an das Abgeordneten 
haus die Bitte richtet, Normativbeſtimmungen zu 
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eit in den beiden Theilen, es müßten 


rr 


tungen verſehen ſind, als öffentliche Schlachthäuſer 
im Sinne des Geſetzes anerkannt werden möchten. 
— Die Kommiſſion ſei einſtimmig der Meinung 
geweſen, daß es im Sinne dieſes Geſetzes nicht 
möglich ſei, auf den Wunſch der Berliner Viehhof⸗ 
geſellſchaft einzugehen. Bereits durch das Geſetz 
vom Jahre 1872 jet ausdrücklich feſtgeſtellt wor⸗ 
den, daß eine ſolche Schlachtſtätte keinen öffent- 
lichen Charakter habe. Nur durch Gemeinde-Be⸗ 
ſchluß kann beſtimmt werden, daß die Benußung 
dieſer Schlachthäuſer geſtattet ſei. Was die 
Entſchädigungsfrage anlange, jo liege die Entjchei- 
dung darüber nicht dem Hauſe zu. Gleichwohl 
habe die Kommiſſton beſchloſſen, den Referenten 
zu beauftragen, zu erklären, daß ſie, indem ſie 
Uebergang zur Tagesordnung empfiehlt, dies in der 
Annahme thue, daß bei Einführung des Schlacht- 
zwanges in Berlin auf die materiellen Intereſſen 
der Berliner Viehhof-Aktiengeſellſchaft genügende 
Rücksicht genommen werde. — Ferner beantragt dle 
Kommiſſion, auch über alle übrigen Petitionen zur 
Tagesordnung überzugehen. f 

Referent über den Geſetzentwurf iſt der Abg. 
Barchewitz, welcher Namens der Kommiſſion 
den Antrag ſtellt, den Geſetzentwurf in der be⸗ 
ſchloſſenen Faſſung anzunehmen. 

Die Tendenz, welche das vorliegende Geſetz 
verfolgt, iſt die, durch Erweiterung der den Ge- 
meinden im Geſetz vom 18. März 1868 beige- 
legten Befugniſſe die Hinderniſſe hinwegzuräumen, 
welche ſich der Errichtung öffentlicher mit Schlacht- 
zwang verbundener Schlachthäuſer und der gedeih⸗ 
lichen Weiterentwickelung bereits vorhandener nach 
den bisher gemachten Erfahrungen entgegengeſtellt 
haben. Während nach dem Geſetz vom 18. Marz 
1868 den Gemeinden nur die Befugniß zuſteht, 
den Schlachtzwang und die Unterſuchung des in 
das Schlachthaus gelangenden Viehes einzuführen, 
ſoll ihnen nunmehr auch die Befugniß beigelegt 
werden, 1) das von außerhalb in den Gemeinde- 
bezirk eingeführte Fleiſch innerhalb gewiſſer Grenzen 
einer Unterſuchung zu unterwerfen; 2) im ſtädtl⸗ 
ſchen Verkehr eine Sondlrung des Schlachthaus⸗ 
fleiſches und des von außen eingebrachten Fleiſches 
durchzuführen; 3) die ſtädtiſchen Schlächter zu nothi⸗ 
gen, das öffentliche Schlachthaus der Stadt zu be⸗ 
nutzen, wenn ſie für ihren ſtädtiſchen Gewerbebetrieb 
ſchlachten. 

Die Diskuſſion wird über Artikel 1 und 8 2 
verbunden. 

Die Kommiſſion hat ſich im Großen und 
Ganzen den Vorſchlägen der Regterungsvorlage an- 
geſchloſſen. Eine weſentliche Aenderung findet ſich 
nur in der Nr. 6 des § 2, welche nunmehr lau- 
tet, daß diejenigen Perſonen, welche in dem Ge- 
meindebezirk das Schlächtergewerbe oder den Han- 
del mit friſchem Fleiſch als ſtehendes Gewerbe be⸗ 
treiben, innerhalb des Gemeindebezirks das Fleiſch 
wie Schlachtvieh, welches fie nicht in dem öffent⸗ 
lichen Schlachthauſe, ſondern an einer anderen in- 
nerhalb eines durch den Gemeindebeſchluß feſtzu⸗ 
jebenden Umkreiſes gelegenen Schlachtſtätte geſchlach⸗ 
tet haben oder haben ſchlachten laſſen, nicht feil⸗ 
bieten dürfen. 

Graf Nork v. Wartemberg erklärt ſich 
gegen den Entwurf, da er wohl dem Staate Mo- 
nopole einräumen wolle, weil dieſe wieder Allen 
zu Gute kämen, aber nicht einzelnen kommunalen 
Einrichtungen. Die Motive gäben keinen Nach- 
weis für die Nothwendigkeit dieſes neuen Geſetzes 
In Sanitätsbeziehung genüge es doch noch lange 
nicht, das friſch geſchlachtete Fleiſch zu kontro⸗ 
liren, ſondern die Wurſtfabrikation ꝛc. müſſe kon⸗ 
trolirt werden, da liege die eigentliche Gefahr. 
Der Zweck dieſes Geſetzes ſei lediglich, die kom⸗ 
munalen Schlachthäuſer rentabel zu machen und es 
ſei zu fürchten, daß kleine Kommunen verleitet 
werben, unnöthiger Weiſe Schlachthäuſer zu bauen 
und keine Aufſichtsinſtanz würde im Stande ſein, 
auf die Dauer ſolchen legalen Wünſchen der Städte 
entgegenzutreten. Das gute Maſtvieh, das auf 
den Rittergütern produzirt werde, würde allerdings 
durch dies Geſetz nicht entwerthet werden, wohl 
aber das von dem kleinen und kleinſten Grund- 
beſiß zu Markt gebrachte Vieh, das hauptſächlich 
den Markt der kleineren Städte fülle; er bitte, das 
ganze Geſetz abzulehnen, das viel mehr Schaden 
als Nutzen bringen würde. (Beifall.) 

Abg. Fiebiger: Aus ſanitären Grün- 


sreffen, wonach Privatſchlachtſtätten, welche bereits den müſſe man der Vorlage zuſtimmen, wenn man 
kon t und mit allen noth wendigen Einrich- bedenke, wie viel ſchlechtes Fleiſch von auswärts 
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eingehe und wenn man die ſchlechte Konkurrenz 
des Auslandes berückſichtige, dann werde man ein⸗ 
ſehen, daß das Geſetz der Landwirthſchaft Vor- 
theile, aber nicht Nachtheile verſchaffen werde. Ge⸗ 
rade den Fleiſchproduzenten werde das Geſetz Vor⸗ 
theile bringen. Wolle man das Geſetz nicht, ſo 
zwinge man die Polizei zu Maßregeln, die noch 
weniger den Beifall der Produzenten haben 
dürften. 

Unterſtaatsſekretär Dr. Jacobi: Wenn 
die Berechtigung des Geſetzes von 1868 in Zwei⸗ 
fel gezogen iſt, ſo bildet daſſelbe doch heute die 
geſetzliche Baſis. Doch hat ſich die Staatsregie- 
rung durch viele Vorſtellungen überzeugen müſſen, 
daß jenes Geſetz den Bedürfniſſen nicht genüge, 
deshalb habe fie dieſe Vorlage gemacht. Die Ren- 
tabilität der ſtädtiſchen Schlachthäuſer als ſolche iſt 
für die Regierung nicht maßgebend geweſen, ſon⸗ 
dern nur der Umſtand, daß die Uebelſtände wieder 
eintreten, die das Geſetz von 1868 beſeitigen ſoll, 
ſobald kein Schlachtzwang beſteht. Von einem 
ſtädtiſchen Fleiſchmonopol könne keine Rede ſein, 
da die Stadt nur die ihr im öffentlichen Intereſſe 
zuſtehenden Aufgaben erfüllt, ohne erheblichen Nutzen 
dabet zu finden. Auch iſt der Regierung vorge- 
worfen, ihre Abſichten ſeien ganz dunkel, das 
Gegentheil iſt der Fall; weil die Verhältniſſe an 
den verſchiedenen Orten ſehr verſchieden liegen, 
will fie eine Anzahl von Normativobeſtimmungen 
erlaſſen und es den einzelnen Kommunen über 
laſſen, ſich die für ſie paſſende unter Kontrole der 
Aufſichtsbehörde auszuſuchen. Was die Ver⸗ 
werthung geringwerthigen Fleiſches anlangt, ſo darf 
nicht außer Acht gelaſſen werden, daß die Regie⸗ 
rungsvorlage im Weſentlichen durch ſanitäre Rück⸗ 
ſichten diktirt iſt, und dieſen gegenüber wird man 
kleine Unbequemlichkeiten auf ſich nehmen müſſen. 

Abg. Freiherr von Minnigerode: Die 
Vorlage kann nur auf praltiſchem Boden erledigt 
werden. Die Geſetzgebung muß allerdings den 
Kommunen bei Erfüllung ihrer Aufgaben entgegen 
kommen, ſie darf darin aber auch nicht zu weit 
gehen. Gegen den erſten Punkt habe ich keine 
Einwendungen, jedoch halte ich den Punkt 3 für 
praltiſch nicht durchführbar, denn wie iſt die Mög⸗ 
lichkeit gegeben, die Identität des Fleiſches feſtzu⸗ 
ſtellen, ſobald es erſt einmal der Gaſt- und Speiſe⸗ 
wirth im Hauſe hat, und würde das nicht 
möglicher Wriſe zu Behelligungen mißliebiger, auch 
politiſch mißliebiger Alt, — auch die ſtädtiſche 
Verwaltung hat ja ihre politiſchen Strömungen, — 
führen. Der Schwerpunkt liegt in Nr. 6. Auch 
die Ueinſte Gemeinde könnte ja denſelben anwen⸗ 
den und dadurch würde der Verkehr doch unge- 
meln erſchwert werden. Ueberhaupt träfe der 
ganze Schutz nur das ftiſch geſchlachtete Fleiſch, 
was nicht genüge, auch das Wild z. B. bedarf 
einer ſolchen Kontrole, da es oft in ſehr mangel- 
hafter Geſtalt in die Städte hinein kommt. Ohne 
Zweifel liegen auch finanztelle Rückſichten gegen die 
großen Kommunen vor. Wenn der Abg. Graf 
York ein Monopol in dem Geſetze geſehen hat, jo 
ſehe ich darin eine Art von Zwangs- und Bann⸗ 
recht, das ſich mit unſern modernen Anſchauungen 
nur ſchlecht verträgt. Gegen die übrigen Punkte 
würde ich weniger Einwendungen haben, ſollte 
jedoch Punkt 6 angenommen werden, ſo würde 
damit für mich dle ganze Vorlage unaunehmbar 
werden. 

Reg.⸗Komm. Geh. Rath Beyer entſchuldigt 
das Ausbleiben ſeines hohen Chefs, der zu ſeinem 
eigenen Bedauern anderweitig beſchaftigt ſei, und 
empfiehlt ſodann die Annahme der Vorlage aus 
ſanitätlichen Rückſichten, die auch im Intereſſe der 
Landwirthſchaft lagen. 

Abg. Grumbrecht vertheidigt die ange 
griffene Nr. 6 der Normativbeſtimmungen, die des- 
halb nothwendig ſei, um die Umgehung des Ge⸗ 
ſetzes zu verhindern. 


marck an der Spitze des geſammten Staatsmini⸗ 
ſteriums am Miniſtertiſche auf kurze Zeit erſchtenen 
iſt, wird der Punkt 1 angenommen. 

An der Debatte über die Punkte 2 und 3 
betheiligen ſich für dieſelben die Abgg. Fiebiger, 
Dr. Langerhans und Labes, gegen die⸗ 
ſelben Abg. Cremer; Letzterer beantragt einen 
Zuſatz zu Punkt 2, wonach die Gebühren der Ge- 
meindekaſſe zur Laſt fallen ſollen. > 

Letzterer Antrag wird gegen die eine Stimme 
des Antragſtellers abgelehnt und die Punkte 2 und 
3 angenommen. 

Gegen die Punkte 4 und 5 wendet ſich noch⸗ 
mals der Graf Nork von Wartenberg, 
dafür tritt der Abg. v. Heppe ein; Letzterer be⸗ 
gründet aus ſeinen Erfahrungen im Berliner Po- 
lizei-Präſidium die Nothwendigkeit öffentlicher 
Schlachthäuſer, gegen die Nr. 5 müſſe er ſich aber 
ausſprechen. 

Dr. Virchow vertheidigt dieſe Nr. 5. 

Beide Punkte werden darauf genehmigt. 

Bei Punkt 6 erklärt ſich Abg. Graf Hacke 
gegen dieſe die Landwirthſchaft entſchieden ſchädi⸗ 
genden Beſtimmungen. 

Unterſtaatsſekretür Jakobi ſucht aus der 
ganzen Entwickelung des Geſetzes die Nothwendig⸗ 
keit dieſes Punktes nachzuweiſen, für den auch die 
Abgg. Labes und Fiebiger eintreten. 

Abg. Cremer fragt, wie weit ſich denn 
dieſer Diſtrikt erſtrecken ſolle? 

Unterſtaatsſekretar Jakobi erklärt, daß ſich 
dieſes ja nach den örtlichen Verhältniſſen richten 
müſſe. : ö 

Punkt 6 wird angenommen, ebenſo der Reit 
des §. 2, ſowie auch der an Stelle des $ 14 des 
Geſetzes von 1868 zu ſetzende neue $ werden ohne 
Debatte angenommen und ebenſo der Artikel 2 
dieſes Geſetzes. 

Damit iſt die Tagesordnung erledigt. 

Nächſte Sitzung: Mittwoch 12 Uhr. 

Tagesordnung: Antrag von Tiedemann, Pe⸗ 
titionen. 

Schluß 4/ Uhr 

Deutſchland. 

Berlin, 18. Januar. In Folge einer Be⸗ 
ſchwerde des Berliner Magiſtrats hat, wie wir 
hören, das brandenburgiſche Provinzlalſchulkolle-⸗ 
gium den Lehrern, welche die Erklärung vom 2. 
Dezember, betreffend die Verhandlungen der Stabt- 
verordnetenverſammlung über den Fall Jungfer⸗ 
Förſter, unterzeichnet baben, durch die Direktoren 
eine verweiſende Vorhaltung ertheilen laſſen, die 
darauf hinweiſt, daß Linerſtits die Aeußerungen, 
in welchen die Lehrer eine Kränkung ihrer Stel- 
lung und ihres Rechtes geſehen, in der Stadtver- 
ordneten⸗Verſammlung ſelbſt Remedur gefunden 
haben, daß andererſeits aber für die Lehrer das 
Provinzlalſchulkollegium die legitime Inſtanz bel 
vermeintlichen oder wirklichen Rechtstränkungen 
und ebenſo auch die berufene Stelle zur Feſtſtel⸗ 
lung der Thatſachen ſel. Auch der verletzten Rüd- 
ſicht gegen das ſtädtiſche Patronatsverhältulß wird 
in der Vorhaltung des Provinzlalſchulkollegtums in 
mißbilligender Weiſe ausdrücklich gedacht. 

| Ausland, 

London, 18. Januar. Der ganze Feldzugs⸗ 
plan Parnell's iſt nunmehr geündert worden. Er 
hatte noch immer auf die Möglichkeit einer Mus 
ſöhnung mit der Regierung und ein Handinhand⸗ 
gehen der Landliga mit Gladſtone gerechnet. Allein 
jetzt ſind alle Hoffnungen einer ſolchen Aktion vor⸗ 
über und Parnell beginnt ſeinen neuen Feldzug 
als erklarter Feind Englands, nicht blos der eng- 
liſchen Regierung. 
hochſte Maßigung im Unterhauſe bewahrt hatte, er⸗ 
klärt nunmehr offen den Plan der gänzlichen le⸗ 
gislatoriſchen Unabhängigkett Irlands, das durch 

Abg. Cremer (Centrum) bekämpft das Ge- die Perfonal-Union mit England verbunden blet⸗ 
ſetz vom Standpunkte der Schlächter aus. ben ſoll. Natürlich müßten vorher alle Landlorde 

Abg. o. Schorlemer: Die Konſervativen ausgerottet werden. Die Aufregung des Unter 
behandelten dieſe Frage als eine ſpeziell Berliner hauſes nach dieſer Rede war unbeſchreiblich. Die 
und vergaßen, daß alle großen Städte bereits ſonſt ruhigſten und proſaiſchſten Menſchen, wie 
öffentliche Schlachthäuſer hatten, deren Nothwen⸗ Northcote, ſprachen von Hochverrath und Gladſtone 
digkeit von keiner Seite beſtritten ſei; ſeien dieſef ſah nun ein, was die Landliga ſchon lange geheim 
aber nothwendig, jo habe man auch die Pflicht, beabſichtigte. Wie mir am Freitag ein Mitglied 
ſolche nothwendigen Einrichtungen gegen die Kon- derſelben erklärte, nämlich, das engliſche Parla- 
kurrenz der miſerablen Anlagen zu ſchützen; des- ment gänzlich zu diskreditiren. Gladſtone mußte 
halb werde er das Geſetz annehmen. zugeben, daß die Thronrede unter ſolchen Umſtͤän 

Nach einigen Bemerkungen des Abg. v. Lu d- den nur ein nichtsſagendes und nicht ein wichtiges 
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wig, während deren der Reichskanzler Fürſt Bis⸗ J 


Parnell, der bis geſtern die 


Dokument bliebe. Trotzdem bewahrt die Regierung 
doch noch immer eine gewiſſe Mäßigung. Sie be- 
räth eingehend über die Cloture-Maßregeln und 
will nicht, daß der Sprecher allein das Recht zur 
Schließung der Debatte haben ſoll. Wie im 


5 : Jahre 1610 erklärte fie ſich auch gegen den Plan, 


die Zwangsbill vor der Beendigung der Adreß⸗ 
debatte oder dieſelbe zuerſt im Oberhauſe einzu- 
bringen, da dadurch die Erbitterung der Irländer 
nur noch vermehrt würde. 

Die durch den Strike hervorgerufene Kohlen- 
noth in Lancaſhire verurſacht den Stillſtand vieler 
Fabriken und Werke und bei der jetzigen ent- 
ſetzlichen Kälte fehlen auch ſchon Kohlen für Pri- 
vate. 

Konſtantinopel, 17. Januar. Das Pforten⸗ 
Zirkular vom 14. d. M. wird dahin interpretirt, 
daß die Türkei ſich völlig auf den Boden des Ber⸗ 
iner Kongreſſes ſtelle und von dieſem Boden aus 
jede Form einer Mediation der Mächte acceptire. 
Nur müſſe dabei auch wirklich der Charakter einer 
Mediation aufrecht erhalten bleiben. In dieſem 


Sinne würden ſich auch die Vertreter der Pforte bei 
den Großmächten zu äußern haben. 


Provinzielles. 

Stettin, 19. Januar. In Anklam if 
von den Herren Sattlermeiſter Rob. Troſt, Kaufmann 
Paul Riemſchneider, Paſtor Quiſtorp-Ducherow, 
Schneidermeiſter C. Krüger, Buchbindermeiſter A. 
Seng und W. Stange unter dem Namen „Her- 
berge zur Heimath“ ein Handwerkerver- 


* einshaus gegründet und nach dem Muſter des hie- 


igen „Evang. Vereins- und Geſellenhauſes“ und 
der Stralſunder „Heimath“ eingerichtet worden. 
Oer Verkehr in der Herberge war, wenn man in 
Anſchlag bringt, daß vor Weihnachten die Meiſter 
ihre Geſellen feſthalten und darum des Wanderns 
weniger iſt, als zu anderen Zeiten des Jahres und 
daß viele in Anklam Zuwandernde noch nichts von 
der Exiſtenz der Herberge wiſſen, ſchon ein recht 
guter und erfreulicher. Vom 28. Oktober bis zum 
12. Dezember waren nach dem uns vorliegenden 
Bericht von 209 verſchiedenen Geſellen 311 Nacht- 
quartiere in Anſpruch genommen. Alle ſprachen 
ſich befriedigt aus über die gute und billige Koft, 
die reinlichen, warmen Betten, die gute, freundliche 
Behandlung und den gemüthlichen Aufenthalt. Die 
Andachten Morgens und Abends wurden regel- 
mäßig gehalten und fanden freiwillig faſt von Allen 
gute Betheiligung. Die von Freunden des Hau— 
ſes unentgeltlich gelieferten Tages- und Wochen- 


blätter wurden gerne geleſen. 


— Bei Waarenlagern, welche einem ſteten 
Wechſel unterworfen find, iſt nach $ 25 des Ge— 
ſetzts vom 8. Mai 1837 die Verſichernng nach 
dem Durchſchnitts⸗ oder höchſten Betrag vorzunch- 
mea, jedoch iſt der Verſicherte verpflichtet, über die 
Vorräthe vollſtändig Bücher zu führen, da nur dann 
der jedesmalige Ab- und Zugang feſtgeſtellt wer- 
den kann. Wegen Uebertretung dieſes Paragraphen 
hatte ſich in der heutigen Sitzung der Strafkammer 
des hieſigen Landgerichts der Poſamentier Gottfr. 
Aug. S. zu verantworten. Derſelbe betreibt hier- 
ſelbſt ein Geſchäft mit Poſamentier-, Weißwaaren 
ze. und hatte ſeine Mobilien, ſowie ſein Waaren- 


* lager bei der Aachen-Leipziger Feuer⸗Verſicherung 
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in Höhe von 9975 M. verfichert, von dieſer Summe 
waren 6000 Mark auf das Waarenlager gerechnet. 
Am 11. März v. J. entſtand durch Exploſion einer 
Petroleumlampe in dem Geſchäftslokal des S. ein 
Brandſchaden, durch den auch ein Theil der Wan- 
ren vernichtet reſp. beſchädigt wurde. Als S. für 
die beſchädigten Gegenſtände die Verſicherungsſumme 
beanſpruchte, wurde ihm zum Vorwurf gemacht, 
daß er die im Geſetz vom 8. Mai 1837 vorge- 
ſchrlebenen Bücher nicht geführt habe und dadurch 
eine Ueberſicht des Werthes des Lagers nicht mög— 
lich war. Es wurde deshalb gegen S. Anklage 
erhoben und derſelbe hatte ſich heute zu verantwor⸗ 
ten. Da bei dem dem Gerichtshofe vorliegenden 
Buch, welches D. geſtändiger Weiſe nur allein ge- 
führt hat, eine Ueberſicht des Ab- und Zugangs 
des Lagers nicht möglich war, beantragte der kgl. 
Staatsanwalt eine Geldſtrafe von 60 M. Herr 
Juſtizrath Küchendahl als Vertheidiger führte 
aus, daß das Geſetz nichts Unmögliches verlangen 
könne; es ſei aber thatſächlich unmöglich, bei einem 
Detailgeſchäft, welches wie das des S. aus hun⸗ 
derterlei Gegenſtänden beſteht und bei welchem der 
Verkauf ſchon für wenige Pfennige geſchieht, den 
jedesmaligen Abgang zu notiren. Wenn bei einem 
derartigen Geſchäft eine Waare ausgeht, wird die⸗ 
ſelbe ſofort wieder ergänzt und bleibt daher der 
Werth des Lagers immer derſelbe. Der Gerichts- 
hof trat auch dieſen Ausführungen bei uud er- 
kannte auf Freiſprechung. 

Der Handelsmann Itzig Herrmann in 
Grabow betrieb ein Hauſirgeſchäft, doch ſcheint das⸗ 
ſelbe nicht beſonders florirt zu haben, da die Ver— 
mögenslage des H. immer ungünſtiger wurde, er 
auch ſchließlich den Offenbarungseld leiſtete und, 
um ſich in den Beſitz von Hauſirwaaren zu ſetzen, 
ein Manöver vornghm, welches ihn mit dem Straf⸗ 
geſetz in Konflikt brachte. Im Dezember 1878 
ſchrieb er an den Fabrikanten E. Kniep in Offen⸗ 
bach, bei welchem er eine Beſtellung machte und 
dabei angab, er habe in Grabow ein großes Ge- 
ſchäft, das in allen Deſſins auf das Feinſte aus⸗ 
geſtattet ſei, auch habe er bei allen Fabrikanten 
einen Kredit von 3 Monaten. Da dies Schret⸗ 
ben am Kopfe die gedruckte Firma „I. Herrmann, 
Grabow“ trug, auch in feiner ganzen Form Fauf- 
männiſch gehalten war, zweifelte Kniep nicht an 
der Wahrheit des Inhalts des Briefes und ſandte 
eine Muſterſendung im Werthe von 150 Mark an 
H. ab. Schon wenige Tage ſpäter machte H. eine 
größere Beſtellung. Dieſelbe wurde jedoch von K. 


nicht effektuirt, weil ihm die ganze Sache verdäch⸗ 
tig vorkam und es ſtellte ſich auch bald heraus, 
daß H. völlig mittellos war. Von dieſem Geſchäft 
erhielt jedoch die Behörde Kenntniß und hatte das⸗ 
ſelbe in Folge deſſen noch ein Nachſpiel vor dem 
Strafrichter, bei welchem ſich nun H. wegen Be- 
truges reſp. verſuchten Betruges zu verantworten 
hatte. Er wurde auch für ſchuldig befunden und 
gegen ihn auf 9 Monat Gefängniß und Verluſt 
der Ehrenrechte auf 1 Jahr erkannt. Die hohe 
Strafe wurde deshalb ausgeſprochen, weil durch 
eine derartige Handlungsweiſe, wie fie der Ange- 
klagte ausgeführt, Treue und Glauben in Handel 
und Wandel untergraben und der Kaufmannsſtand 
auf das Schwerſte geſchädigt wird. Mit Rückſicht auf 
die Höhe der Strafe wurde die ſofortige Verhaf⸗ 
tung des Angeklagten beſchloſſen. 

Die unverehelichte Auguſte Chriſt. Henriette 
Lewerenz aus Koſerow gebar Ende Oktober 
v. Is. im hieſigen Hebeammen⸗Inſtitut ein Kind, 
da ſie keine Stelle und für ſich und ihr Kind kein 
Unterkommen hatte, begab ſie ſich am Abend des 
4. November in das Haus Roſengarten 59 und 
legte das Kind auf einen Reiſekoffer, der vor der 
im Keller dieſes Hauſes belegenen Wohnung eines 
Cigarrenmachers ſtand. Von Letzterem wurde das 
Kind dann aufgefunden und der Polizei übergeben. 
Die Lewerenz war deshalb wegen Ausſetzung ihres 
Kindes angeklagt, wurde jedoch von dieſer Anklage 
freigeſprochen, da ſie das Kind nicht hülflos ver⸗ 
laſſen, ſondern daſſelbe an einen Ort legte, wo es 
ſofort aufgefunden werden mußte und ſie ſelbſt auch, 
bis dies geſchehen war, in der Nähe zur Beobach- 
tung verblieb. 

Der Kaufmann Auguſt Chriſt. Knepel aus 
Anklam hatte in Swinemünde ein Geſchäft, über 
welches im Jahre 1879 der Konkurs eröffnet 
wurde. Bei der Durchſicht der Bücher ſtellte ſich 
heraus, daß dieſelben nicht ordnungsmäßig geführt 
und die Bilanz nicht gezogen war. Deshalb me- 
gen einfachen Bankerotts angeklagt, wird gegen K. 
auf 2 Monate Gefängniß erkannt. 

— Die unverehel. Pauline Tatzke aus Cös⸗ 
lin miethete am Sonnabend in dem Hauſe Laſtadie 
92 eine Schlafſtelle, verließ dieſelbe jedoch ſchon 
am nächſten Morgen, nachdem fie aus einer Kom 
mode 29 M. geſtohlen hatte. Geſtern gelang es, 
die Diebin auf dem hieſigen Bahnhof zu ermitteln 
und zu verhaften. 

— Dem in letzter Zeit auftauchenden Ge— 
rücht, Herr Direktor Roſenthal würde für den 
kommenden Sommer nicht die Direktion des 
Elyſium-Theaters übernehmen, vielmehr habe 
ſich die Direktion der Aktien-Geſellſchaft „Elyſium“ 
mit einer Anfrage behufs Uebernahme des Theaters 
an einen anderen Kunſtpfleger gewandt, entbehrt 
jeder Begründung, ſofern ſie Herrn Direktor 
Roſenthal betrifft. Derſelbe ſchreibt uns: 

„Thatſächlich habe ich noch zwei Jahre Kon- 

trakt und vor der Hand noch keine Veran- 

laſſung, von demſelben zurückzutreten, da mir 

Stettin ein in jeder Beziehung angenehmer 

Aufenthalt iſt. Ich gebe mich überdies der 

ſchmeichelhaften Hoffnung hin, daß auch das 

verehrliche Stettiner Publikum meine Wieder⸗ 
kehr gern begrüßt. Die qu. Anfrage der 

Aktien -Geſellſchaft „Elyſium“ iſt wohl nur 

auf ſchöne Gedanken und Illuſionen eines 

Konkurrenten hinzuführen.“ 

Unſeren Leſern wird die Klarlegung dieſes 

Sachverhalts ſicher angenehm ſein, da ihnen die 
Hoffnung auf ein vorzügliches Sommer- Theater 
nicht geraubt wird. 
Sendungen an Soldaten im ſtehenden 
Heere bis zum Range eines Feldwebels haben fol- 
gende Portoermäßigungen erfahren: Gewöhnliche 
Briefe bis zum Gewichte von 60 Gramm ſind 
portofrei; Packete ohne Werthangabe bis zum Ge- 
wicht von 6 Pfund koſten auf alle Entfernungen 
20 Pf., Poſtanweiſungen bis zum Betrage von 
15 M. 10 Pf. Frankatur. 

— In Betreff des aus Lichterfelde verſchwun⸗ 
denen Kadetten v. M. erfahren wir, daß die daran 
geknüpften Befürchtungen ſich glücklicher Weiſe nicht 
bewahrheitet haben und daß das myſtiſche Dunkel, 
mit welchem der Vorfall umgeben wurde, ſich höchſt 
einfach und proſaiſch aufgelöſt hat, indem der junge 
Krieger die Weihnachtsferien für zu kurz bemeſſen 
hielt und ſich dieſelben ſelbſtſtändig um einige 
Tage verlängerte, die er dazu benutzte, um ſich in 
Berlin zu amüſiren. Nach Erſchöpfung der hierzu 
unentbehrlichen Baarmittel iſt er reumüthig zur 
Schule zurückgekehrt, wo die Angelegenheit milde 
beurtheilt und mit einer Disziplinarſtrafe erledigt 
worden ſein ſoll. 

— Von Zeit zu Zeit tauchen in den Zei- 
tungen Nachrichten über große Erbſchaften auf, zu 
denen die Erben geſucht werden und meiſt ſollen 
in Pommern einige der Glücklichen wohnen. Ge- 
wöhnlich ſtellen ſich dieſe Nachrichten hinterher als 
falſch heraus, trotzdem rufen ſie ſtets eine gewiſſe 
Aufregung hervor, und es melden ſich auch ſtets 
Vlele, welche nachzuweiſen verſuchen, daß ſie mit 
dem Verſtorbenen verwandt geweſen und deshalb 
Anſpruch auf die Erbſchaft haben. Von einer der⸗ 
artigen Erbſchaft meldet jetzt wieder das in Trep⸗ 
tow a. T. erſcheinende Wochenblatt Folgendes: 
In der erſten Hälfte des 17. Jahrhunderts ſind 
in Amerika zwei Brüder, Namens Springer, ver- 
ſtorben, von denen jeder ein Vermögen von circa 
80 Millionen Dollars (2) hinterlaſſen hat. Auch 
hat der eine der Brüder fein väterliches und müt⸗ 
terliches Erbtheil, das ſich in Stockholm befindet 
und zu nicht unbedeutender Höhe angewachſen ſein 
wird, nicht erhoben. Eine Springer'ſche Tochter 
hat ſich an einen Mundt von Gutitz verheirathet, 
und von dieſer Ehe ſind 3 Linien ausgegangen, 
von denen ſich die eine über Weſtfalen und Rhein- 


land, die zweite über Sachſen und die dritte über 
Mecklenburg und Pommern hin verbreitet haben 
ſoll. Für die Hinterlaſſenſchaften beſtehen in Ame- 
rika und London Generalbevollmächttgie. Die 
Mundt'ſchen Erben partizipiren mit einem Viertel an 
dem geſammten Vermögen. — In Rethem a. Aller 
wohnt ein Schuhmacher Mundt, welcher ein Nach- 
komme der Springer'ſchen Tochter zu ſein glaubt. 
Er iſt der Sohn eines aus Treptow a. Toll. ſtam⸗ 
menden Webers und hat hier Recherchen wegen jei- 
ner Vorfahren anſtellen laſſen. Bis zum Jahre 
1775 zurück ſind die Recherchen gelungen, da in 
dieſem Jahre ſein Urgroßvater, Altſchuſter Mundt, 
hier verſtorben iſt und zwar im Alter von 70 
Jahren. Er mußte alſo 1705 geboren ſein. Lei⸗ 
der ergaben die Kirchenbücher, ſowie die Magi⸗ 
ſtratsakten aus letzterer Zeit, in welcher die Schwe⸗ 
den hier hauſten, keine Nachrichten, und es ſteht 
ſehr dahin, ob der vermeintliche Erbe in Rethem 
feinen Stammbaum bis zu der Springer'ſchen Toch⸗ 
ter und ihrem Ehemann Mundt von Gutitz wird 
nachzuweiſen in der Lage fein, 

— Folgenden zeitgemäßen Mahnruf an die 
Hausbeſitzer entnehmen wir der jüngſten Nummer 
des „Hannoverſchen Couriers“: 

Uebt immer Eure Bürgerpflicht, 

Auch wenn es ſchneit und friert, 

Vergeßt das Aſcheſtreuen nicht, 

Sonſt werdet Ihr notirt. 

Der Paragraph ſteht nicht zu Spaß 

In unſerm Ortsſtatut, 

Und wer ſchon auf dem . . . Bflafter ſaß, 
Der weiß, wie weh' das thut! 

Falkenburg, 18. Januar. Unſere Stadt 
wird in neuerer Zeit jo viel von Irvingianern be- 
ſucht, daß es in Folge deſſen am vorigen Freitage 
zu einer für unſern ſonſt ſtillen Ort lebhaften Ver⸗ 
handlung kam. Am genannten Tage Abends hielt 
hier nämlich im Radüge'ſchen Saale ein junger 
Apoſtel der Irvingianer, Namens H. Klug, einen 
Vortrag über die nahe bevorſtehende perſönliche 
Wiederkunft Chriſti. Er wies zunächſt nach, daß 
ſchon Adam die Verheißung von Gott bekommen 
habe, daß des Weibes Same der Schlange den 
Kopf zertreten ſolle, ſodann dem Abraham, daß 
durch ihn geſegnet ſein ſollen alle Geſchlechter der 
Erde, ferner dem David, daß von ſeinem Stuhl 
der kommen ſolle, der über Israel Herr ſei u. ſ. w. 
Er ſuchte dann aber aus Aeußerungen Chriſti ſelbſt, 
ſowie aus Aeußerungen der Apoſtel und ſelbſt aus 
Stellen der Offenbarung Johannis nachzuweiſen, 
daß die Verheißung damit noch nicht völlig erfüllt, 
ſondern daß man, und zwar binnen Kurzem, der 
perſönlichen Wiederkunft Chriſti entgegen zu ſehen 
habe. Es iſt dies letzte ja eine Hauptlehre der 
Irvingianer. Nachdem dieſer Vortrag, der keinen 
ſonderlichen Eindruck gemacht, beendet war, hielt 
der wackere Herr Paſtor Borchardt von hier eine 
Gegenrede. Er erklärte zuerſt der Verſammlung, 
was der Herr Vorredner und ſeine Anhänger für 
eine Sekte ſeien, nämlich Anhänger des im Jahre 
1834 verſtorbenen Schwärmers Irving. Daß dieſe 
Sekte ihre Glaubensmeinung für die allein wahre 
hielte, als ſeien ſie die klugen Jungfrauen, die 
anderen aber die thörichten; daß aber auch die 
Engel Gottes gelüftet hat, zu ſchauen in die Ge- 
heimniſſe Gottes, und daß Chriſtus ſelbſt geſagt, 
als er von ſeinen Jüngern befragt, welches das 
Ende der Welt ſei: von der Stunde weiß Niemand, 
nur mein Vater. Wenn alſo die Engel Gottes es 
nicht wüßten, ſo wüßten es die apoſtoliſchen Engel 
der Irvingianer gar nicht. Die apoſtoliſchen Pre⸗ 
diger, Lehrer und Gemeinden ſollten fi nur be- 
mühen, die Juden und Heiden zu bekehren, es 
gebe da noch unendlich viele Arbeit, den hieſigen 
lutheriſchen Gemeinden brauchten ſie aber die nahe 
Wiederkunft Chriſti nicht ſo ſehr an's Herz legen, 
jo eilig ſei es noch nicht, da würden noch erſt an⸗ 
dere Verheißungen Chriſti in Erfüllung gehen, näm⸗ 
lich die Bekehrung der Heiden und Juden; das 
ginge ſo ſchnell nicht, daß ſich alle Knie beugen 
ſollen, die im Himmel und auf Erden und unter 
der Erde ſind, und alle Zungen bekennen, daß 
Chriſtus der Herr iſt. In einem Stücke wolle er 
den apoſtoliſchen Gemeinden Gerechtigkeit wleder⸗ 
fahren laſſen, dies ſei die Mahnung an die Wie⸗ 
derkunft Chriſti, die ſelbſt von vielen lutheriſchen 
Chriſten nicht beachtet wird, weil Chriſtus geſagt hat, 
ſelig iſt der Knecht, den ſein Herr wachend findet. Im 
Uebrigen ſeien wir Pommern und er habe pom- 
merſch geſprochen, und wie einſt Luther zu Worms 
vor Kaiſer und Reich gejagt, er wolle den Irr- 
lehren der Irvingianer eine Antwort geben, die 
weder Hörner noch Zähne hat. Nachdem dieſe 
Rede unter rauſchendem Beifall beendet war, wollte 
Herr Klug noch einmal das Wort ergreifen, aber 
die aufgeregte Menge ließ ihn nicht dazu kommen 
und mußte er unter dem Schutze feiner hier wei⸗ 
lenden Jünger den Saal verlaſſen. 

+ Aus dem Schlawer Kreiſe, 17. Januar. 
Die neue Bau⸗-Polizeiordnung hat durch eine ihrer 
Beſtimmungen bel unſerer ländlichen Bevölkerung 
große Freude hervorgerufen. Es konnte ihr in der 
That kaum ein beſſeres Neulahrsgeſchenk gemacht 
werden, als der $ 28, worin die Reparatur oder 
Erneuerung der Strohdächer auf alten Wohnhäu⸗ 
fern wieder geftattet iſt. Es machte ja bisher recht 
bedeutende Schwierigkeiten, zu einem Deck-Konſenſe 
zu gelangen. Da mußte ein Antrag an das 
Landrathsamt mit dreifachem Situationsplan ein- 
gereicht werden. Es war der Nachweis zu liefern, 
daß das Haus nicht mehr eine feuerſichere Ber 
dachung tragen könne. Der Gemeindevorſteher 
hatte zu begutachten, ob der Betreffende nicht die 
Mittel zum Neubau feines Wohnhauſes beſäße. 
Das war immerhin ein ſehr weitläufiger Inſtanzen⸗ 
weg, und wenn dann, wie es oft genug geſchah, 
die Erlaubniß verſagt wurde, dann war der Kum 


mer groß. Dann träufelte der Regen ungehindert 
durch das durchlöcherte Dach und mahnte den Be- 
ſitzer immer gebieteriſcher an feine Pflicht, die alte 
trauliche Wohnſtätte abzubrechen und ſeine Schul- 
denlaſt mit den Koſten eines Neubaues zu ver⸗ 


mehren. Jetzt athmen die Geängſteten ordentlich 
auf. Nun können fie die Löcher, welche die hef— 
tigen Stürme des letzten Herbſtes geriſſen, wieder 
ohne Beſorgniß verſchließen laſſen, und mit dem 
Neubau hat's Zeit, bis das Holzwerk zerfällt oder 
bis die Ebbe im Finanzweſen überwunden iſt. 


Vermiſchtes. 

Wien. In einem weſtlich von Wien gele- 
genen Orte hat jüngſt ein Duell die größte Auf- 
regung hervorgerufen. Selbſtverſtändlich ſtehen um 
dieſe Jahreszeit die Villen in düſter⸗ſtiller Verlaſſen⸗ 
heit da. Man kann ſich deshalb die Verwunde⸗ 
rung der Ortsbewohner vorſtellen, welche in der 
fiebenten Abendſtunde des 3. d. M. plötzlich zwei 
Equipagen vor einem ſeit Monaten verlaſſenen 
Landhauſe, einem der eleganteſten der Sommer 
friſche, vorfahren ſahen. Den Wagen entſtiegen 
zwei Offiziere und vier elegant gekleidete Herren in 
Civil, welche ſich eilig in die bezeichnete Villa be⸗ 
gaben, und deren rückwärtige in den Garten ge- 
hende Fenſter alsbald in hellem Lichterglanze er- 
ſtrahlten. Dieſe ungewohnte Erſcheinung lockte einen 
Ortsinſaſſen zum Fenſter, an welchem derſelbe län⸗ 
gere Zeit verweilte, da die Scene, welche er zu 
beobachten die Gelegenheit hatte, ſeine ganze Auf- 
merkſamkeit in Anſpruch nahm. Den Schauplap 
des beobachteten Auftritts bildeten ein Salon und 
das benachbarte Zimmer, deren doppelflügelige 
Verbindungsthür weit geöffnet war. An den die⸗ 
ſer Thür gegenüber befindlichen Wänden des Sa- 
lons und des Zimmers hatte je einer der Ankömm⸗ 
linge Aufſtellung genommen, welche, wie dem Zu⸗ 
ſchauer alsbald klar wurde, gekommen waren, um 
einen Ehrenhandel mit den Waffen auszufechten. 
Jedem der beiden Vorerwähnten wurde nämlich 
von einem anderen Herrn ein Piſtol überreicht, 
worauf ſich die Erſteren in die entſprechende Poſitur 
ſetzten. Wenige Sekunden darauf blitzte es aus 
dem emporgehaltenen Piſtol des einen Duellanten, 
eines in Civil gekleideten Herrn, während die Waffe 
ſeines Gegners, eines Jägeroffiziers, augenſcheinlich 
verſagt hatte. Daß Erſterer indeſſen ſein Ziel 
völlig verfehlte, bewies der zweite Waffengang, zu 
welchem ohne Verzug geſchritten wurde. Diesmal 
feuerten beide gleichzeitig ihre Waffen ab und zeigte 
ſich, als der Pulverdampf verflogen war, daß der 
Civiliſt eine Verwundung an der linken Schulter 
erhalten habe; denn an dieſer Stelle erhielt er von 
dem ſechſten der myſteribſen Wintergäſte der Villa, 
offenbar einem Arzte, den Nothverband angelegt. 
Bevor noch der Augenzeuge dieſes Vorfalls, den 
feine Wahrnehmungen in nicht geringe Beſtürzung 
verſetzt hatten, mit ſich darüber klar werden konnte, 
was er thun ſollte, war die Geſellſch 
Wagen geeilt und ebenſo raſch wie 
wieder davon gefahren. Wet die 
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rüdzuführen iſt, darüber zerbrechen ſich die Bewoh⸗ 
ner der Sommerfriſche noch heute vergeblich den 
Kopf. Was den bei dem Duell verwundeten Civi⸗ 
liſten anbelangt, ſo ſcheint derſelbe, wie man aus 
ſeinem Exterieur und nach dem Accent einiger beim 
Ausſteigen aus dem Wagen hingeworfenen Worte 
ſchließt, ein Franzoſe zu ſein. Uebrigens ſoll die 
kompetente Behörde bereits die geeigneten Schritte 
eingeleitet haben, um Licht in die myſteriöſe Affaire 
zu bringen. 
Telegraphiſche Depeſchen. 

Veit, 18. Januar. Wie die „Ungariſche 
Poſt“ meldet, ſind die Verhandlungen mit der 
Länderbank bezüglich der Peſt⸗Semliner Eiſenbahn 
vertagt worden. Das engliſche Konſortium hat 
heute ſein Offert in Betreff der Finanzirung des 
Baues eingereicht. Die Kreditbank wird ihr Offert 
in zwei Tagen einreichen. i 

eſt, 18. Januar. Das Oberhaus nahm 
den Geſetzentwurf betreffend die Bosnathal-Bahn 
unverändert an. 

Paris, 18. Januar. 
die jüngſte Phaſe der griechiſch⸗türkiſchen Ange⸗ 
legenheit und hebt hervor, Frankreich könne ſich jetzt 
der von ihm ergriffenen Initiative entledigt und 
von jeder Verantwortlichkeit befreit anſehen; es ſei 
jetzt Sache der Großmächte, darüber zu verhan⸗ 
deln, wie man die Vorſchläge der Pforte aufneh⸗ 
men wolle. Der „Temps“ glaubt, die Pforte 
werde ſich damit einverſtanden erklären, ihre früheren 
Zugeſtändniſſe zu erweitern, da ſie doch eine neue 
Konferenz vorſchlage. ö 

Belgrad, 18. Januar. Die Skupſchtina 
nahm einſtimmig eine Adreſſe als Antwort auf 
die Thronrede an, in welcher ſie dem Fürſten 
ihren Dank für die erlaſſene allgemeine Amneſtle 
ausſpricht. 

Kopenhagen, 18. Januar. Die Poſtdampf⸗ 
ſchifffahrt von Korſör nach Kiel iſt eingeſtellt. Das 
letzte deutſche Schiff iſt heute Abend 7 Uhr hier 
eingetroffen; das letzte daͤniſche Schiff wird vor⸗ 
ausſichtlich heute Abend abgehen. Der Belt iſt mit 
Eis gefüllt. 0 

Stockholm, 18. Januar. Die Thronrede, 
mit welcher der Reichstag heute eröffnet wurde, be⸗ 
tont die Zuſammengehörigkeit der Ordnung des 
Steuerweſens und der Armeeorganiſation. Beide 
Fragen ſeien im Zuſammenhange mit einander zu 
föfen und würden darüber, ſobald die bezüglichen 


Der „Temps“ beſpricht 


Komitecarbeiten beendigt ſeien, umfaſſende Vorlagen 


eingebracht werden. Zur Berathung wird ange 


kündigt eine Vorlage betreſſend die Fortſetzung der 


Nordſtammbahn bis zum Aungermannafluß. Die 
Budgetvorlage beziffert die Staatseinnahmen auf 
76,388,000 Kronen und die Staatsausgaben auf 
75,019,300 Kronen. 
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und auf welche Umſtände das blutige Renkontre zu. 3 
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